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A Vorwort 

Die Bundesregierung ist entschlossen, den Aufwand von Bürgerinnen und Bürgern, 
Unternehmen und der Verwaltung zur Erfüllung bundesrechtlicher Regelungen um- 
fassend und mit einem spürbaren Effekt zu senken. Wenn Regelungen unbedingt er- 
forderlich sind, wird die Bundesregierung den Aufwand für ihre Erfüllung so gering 
wie möglich halten, auch im Bereich des EU-Rechts. 

Mit dem bisherigen Programm Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung wurde 
erstmals eine sachliche Diskussion über Belastungen und Vereinfachungen ermög- 
licht. Bürokratieabbau ist mess- und kontrollierbar. So hat die Bundesregierung bis 
Ende 2009 die Bürokratiebelastung der Wirtschaft aus Informationspflichten von 
47,6 Milliarden Euro pro Jahr bereits um rund 6,6 Milliarden Euro durch in Kraft ge- 
tretene Maßnahmen abgebaut. Das Zwischenziel auf dem Weg zur angestrebten 
Netto-Entlastung der Wirtschaft um 25 Prozent bis Ende 2011 im Vergleich zu 2006 
ist damit erreicht. Daneben sind Regelungen in Kraft getreten, die weitere Änderun- 
gen der Be- und Entlastung bewirken können. Aber auch beim Formulieren nationa- 
ler Vorhaben und Umsetzen von EU-Richtlinien wird auf möglichst geringe Belas- 
tungen durch Informationspflichten geachtet. Das ist gelebte bessere Rechtsetzung. 

Entlastungsmöglichkeiten liegen nicht nur im Bereich der Informationspflichten. 
Durch eine konsequente Betrachtung des gesamten Aufwandes für die Erfüllung 
staatlicher Pflichten bei Wirtschaft, Bürgern und Verwaltung können zusätzliche 
spürbare Vereinfachungen erreicht werden. Im Koalitionsvertrag sind beispielhaft 
Themen benannt, unter anderem die Harmonisierung und Verkürzung der Aufbe- 
wahrungs- und Prüfungsfristen nach Handels-, Steuer- und Sozialrecht oder auch 
Anträge von Familien auf staatliche Leistungen. Gemeinsam mit dem Nationalen 
Normenkontrollrat sollen zügig die notwendigen Berechnungsmethoden entwickelt 
werden. Zusätzlich wird das Zusammenwirken mit Ländern, Kommunen und Selbst- 
verwaltungsträgern sowie die Betrachtung des EU-verursachten deutschen Rechts 
verstärkt. 

Die Bundesregierung weitet Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung auf die Be- 
trachtung des gesamten Aufwandes zur Erfüllung bundesrechtlicher Vorgaben aus. 
Dazu wird die Zusammenarbeit mit dem Nationalen Normenkontrollrat weiter aus- 
gebaut: Künftig soll der Nationale Normenkontrollrat beispielsweise auch den Auf- 
wand für die Erfüllung staatlich verursachter Pflichten und die Möglichkeit der Be- 
fristung prüfen können. Das soll der Bundesregierung auch helfen, die Qualität ihrer 
Begründungen weiter zu verbessern. 

Auf europäischer Ebene wird die Bundesregierung im Rat und im Europäischen Par- 
lament aktiv dazu beitragen, die Annahme der auf nationaler Ebene tragfähigen Vor- 
schläge der Kommission aus dem Aktionsprogramm zum Abbau der Verwaltungs- 
lasten zu unterstützen. Dabei wird nicht nur neues Recht in den Blick genommen, 
sondern auch bereits bestehendes, umgesetztes europäisches Recht. Das Ziel der Eu- 
ropäischen Kommission, 25 Prozent der Verwaltungslasten im EU-Recht bis Ende 
2012 abzubauen, wird nur erreicht, wenn unter Beachtung sämtlicher Politikziele der 
Bundesregierung umfassende Vorschläge wie die Vereinfachung der Buchführungs- 
pflichten für Mikrountemehmen oder Erleichterungen bei der elektronischen Rech- 
nungsstellung realisiert werden. 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, dass das Mandat der Hochrangigen 
Gruppe unabhängiger Interessenträger im Bereich Verwaltungslasten unter Vorsitz 
von Ministerpräsident a. D. Dr. Edmund Stoiber ausgeweitet wird. 

Ich bedanke mich bei allen, die zum bisherigen Erfolg beigetragen haben, und freue 
mich auf die weitere Zusammenarbeit. 


Eckart von Klaeden, 

Staatsminister bei der Bundeskanzlerin, 

Koordinator der Bundesregierung für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung 
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B Stand des Bürokratieabbaus 

B.1 Veränderung des Messergebnisses 

zum Stichtag 

B1.1 Wirtschaft 

Nach Abschluss der Bestandsmessung für die Informa- 
tionspflichten der Wirtschaft zum Stichtag 30. September 
2006 haben sich gegenüber dem Bericht der Bundesregie- 
rung 2008 zur Anwendung des Standardkosten-Modells 
und zum Stand des Bürokratieabbaus kaum Veränderun- 
gen ergeben. Die Bestandsmessung umfasst insgesamt 
9 199 Informationspflichten aus nationalen Gesetzen und 
Verordnungen (einschließlich des national umgesetzten 
EU- und internationalen Rechts). Die Summe der Büro- 
kratiekosten der Wirtschaft zum Stichtag hat sich nur 
geringfügig verändert und beträgt nach wie vor rund 
47,66 Milliarden Euro pro Jahr. 

Von der Gesamtbelastung sind rund 22,5 Milliarden Euro 
allein vom nationalen Gesetzgeber veranlasst (Kategorie 
„nationales Recht"), 25,1 Milliarden Euro gehen auf Re- 
gelungen zurück, die durch EU- und internationales 
Recht veranlasst wurden (Kategorie „EU- und internatio- 
nales Recht"). 

B.1 .2 Bürgerinnen und Bürger 

Seit dem 1. Januar 2009 wird das Verfahren zur Schätzung 
der Bürokratiebelastung von neuen Regelungsvorhaben 
(so genanntes Ex-ante-Verfahren) auch für Informations- 
pflichten der Bürgerinnen und Bürger angewendet. Die 
Bundesministerien stellen hierbei die Bürokratiebelas- 
tung im Gesetzesvorblatt dar und übersenden den Ent- 
wurf dem Nationalen Normenkontrollrat zur Prüfung. Im 
Unterschied zur Wirtschaft wird die Bürokratiebelastung 
von Bürgerinnen und Bürgern allerdings ausschließlich in 
Zeit (Stunden/Minuten) angegeben; über eine zusätzliche 
Darstellung in anderer Weise entscheiden die Ressorts im 
Einzelfall im Rahmen ihrer Prüfung. 

Bislang konnte im Zuständigkeitsbereich des Bundesminis- 
teriums für Wirtschaft und Technologie sowie des Bun- 
desministeriums des Innern die Messung der Bürokratie- 


belastung aus Informationspflichten, die auf bestehendes 
Bundesrecht zurückgehen (Bestandsmessung) nach dem 
Standardkosten-Modell (SKM) abgeschlossen werden. 
Aus anderen Ressorts hegen Messergebnisse in Teilbe- 
reichen vor. Die Messungen bei weiteren Ressorts (zum 
Beispiel Bundesministerium der Verteidigung, Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit, Bundesministerium für Bildung und For- 
schung) wurden eingeleitet. 

Die Ergebnisse der bislang durchgeführten ebeneniiber- 
greifenden Pilotprojekte haben gezeigt, dass die SKM-ge- 
stiitzte Analyse konkreter Lebenslagen bzw. Rechtsberei- 
che die Identifizierung von Vereinfachungspotenzial im 
Einzelfall erleichtern kann (vgl. auch Abschnitt B.1. 3 und 
D.l). Die Berücksichtigung qualitativer Aspekte, z. B. 
Verständlichkeit von Vordrucken, kann zusätzliche Hin- 
weise zur Spürbarkeit einzelner Maßnahmen liefern. 

B.1. 3 Verwaltung 

Bei der Anwendung des Standardkosten-Modells für die 
Verwaltung gibt es kaum internationale Erfahrungen, auf 
die zurückgegriffen werden kann. 

Im Rahmen der ebeneniibergreifenden Pilotprojekte (vgl. 
Abschnitt D.l) wurde erstmals neben der Messung des 
Aufwandes der Bürgerinnen und Bürger auch der Auf- 
wand untersucht, der bei der Bearbeitung bestimmter An- 
träge innerhalb der Verwaltung entsteht. Diese „parallele" 
Betrachtung ermöglicht es festzustellen, ob eine Reduzie- 
rung des bürokratischen Aufwandes beim Adressaten zu 
einem Aufwuchs an bürokratischem Aufwand in der Ver- 
waltung führt. 

B.2 Stand der Vereinfachungen 

Für die Vereinfachung von bestehenden rechtlichen Vor- 
gaben haben die Ressorts zahlreiche Vereinfachungsmaß- 
nahmen vorgeschlagen beziehungsweise umgesetzt. In 
der Anlage sind die Maßnahmen aufgeführt. 

Insgesamt hegen nun 365 Vereinfachungsmaßnahmen vor. 

Tabelle 1 


Übersicht über die Vereinfachungsmaßnahmen 



Gesamt 

davon quantifiziert 

Entlastungen für die Wirtschaft 


Anzahl 

in Mio. Euro pro Jahr 

Gesamt 

365 

195 

7.147,8 

Bereits umgesetzte Maßnahmen in 
Bezug auf Informationspflichten 

309 

186 

6.890,4 

davon in Kraft 

292 

179 

6.704,5 

Geplante Maßnahmen in Bezug 
auf Informationspflichten 

23 

6 

176,5 

Sonstige Entlastungsmaßnahmen 

33 

2 

80,9 
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Aus den bezifferten Maßnahmen im Bereich Wirtschaft 
ergeben sich bei unverändertem Inkrafttreten rund 
7,1 Milliarden Euro Entlastungen pro Jahr. Davon entfal- 
len 0,6 Milliarden Euro auf Vereinfachungsmaßnahmen, 
die der EU-Ebene, und 6,5 Milliarden Euro, auf solche, 
die der nationalen Ebene zuzuordnen sind. 

Änderungen im parlamentarischen Verfahren können Aus- 
wirkungen auf die geschätzten Bürokratieentlastungen ha- 
ben. Viele dieser Entlastungsmaßnahmen benötigen nach 
ihrem Inkrafttreten umfassende organisatorische und techni- 
sche Vorbereitungen, so dass sie erst nach und nach im 
Alltag der Unternehmen wirksam werden. Weitere Maß- 
nahmen bieten Entlastungspotenzial für Bürger oder stre- 
ben Effizienzsteigerungen innerhalb der Verwaltung an. 

Von den 309 bereits durch Kabinettbeschluss umgesetz- 
ten Maßnahmen sind 292 Maßnahmen (79 Prozent aller 
Maßnahmen) mit einem Entlastungsvolumen von 6,7 
Milliarden Euro in Kraft getreten. 

Zusätzlich werden Untersuchungen fortgeführt, um wei- 
tere Vereinfachungsmöglichkeiten zu ermitteln: 

Das Statistische Bundesamt hat in Zusammenarbeit mit 
der Geschäftsstelle Bürokratieabbau die Ergebnisse der 
Bestandsmessung mit dem Ziel ausgewertet, den Ressorts 
eine Teilmenge an Informationspflichten aus ihrem Zu- 
ständigkeitsbereich zur Verfügung zu stellen, soweit sie 
hinsichtlich ihrer Einzelfallbelastung besonders relevant 
ist. Das Bemühen um eine Verringerung der Bürokratie- 
kosten richtet sich neben der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
lastung auch auf die bürokratische Belastung einzelner 
Branchen. 

So wurde im Auftrag des Verbandes der chemischen In- 
dustrie eine unabhängige Studie („Bürokratie- und Regu- 
lierungskosten in der chemischen Industrie - Potenziale 
zu Ihrer Reduktion“) mit dem Ziel erstellt, die Bürokra- 
tiekosten der chemischen Industrie, die sich aus dem Um- 
weltrecht ergeben, abzuschätzen und Vorschläge zur Re- 
duktion der Belastungen zu machen. Demnach belaufen 
sich die Bürokratiekosten für die gesamte chemische In- 
dustrie nach einer Abschätzung - bezogen auf den Stich- 
tag der Bestandsmessung - auf ca. 40 Mio. Euro/Jahr bei 
einer Bruttowertschöpfung von 46,4 Milliarden Euro pro 
Jahr. Das Kostenabsenkungspotenzial wird demgegen- 
über im Bereich des Umweltrechts auf circa 3,4 Millio- 
nen Euro abgeschätzt. Die Studie kommt dabei zu dem 
Ergebnis, dass das Potenzial zur Bürokratiekostensen- 
kung im Bereich des durch das SKM gemessenen Um- 
weltrechts begrenzt sei. 

Untersuchungen zu branchenspezifischen Belastungen 
sind auch für weitere Branchen gestartet worden. Unab- 
hängige Forschungsvorhaben im Auftrag des Bundesmi- 
nisteriums für Wirtschaft und Technologie untersuchen 
hierzu die Situation in der Automobilwirtschaft, der Ener- 
giewirtschaft sowie im Bereich Post und Telekommuni- 
kation. Die unter Beteiligung von Branchenvertretern er- 
arbeiteten Studienergebnisse liegen im Frühjahr 2010 vor 
und werden Vorschläge für konkrete Abbaumaßnahmen 
enthalten. 

Im Bundesministerium der Finanzen wurden im Mai 
2009 im Bereich der Finanzmarktpolitik mit den betref- 


fenden Flauptverbänden (Zentraler Kreditausschuss und 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft) 
Workshops zur Realisierbarkeit branchenspezifischer Ver- 
einfachungsvorschläge durchgeführt. Eine Fortführung die- 
ser Veranstaltung ist für Anfang 2010 geplant. 

Im Bereich der Verwaltung sind Vereinfachungen durch 
Modernisierungen wie etwa Prozessstandardisierungen 
erreichbar. 

C Weiterentwicklung des Datenbestands 

und Auswertungen 

C.1 Monitoring 

Bereits im Regierungsprogramm von April 2006 hat sich 
die Bundesregierung zu den Grundsätzen eines transpa- 
renten und dauerhaften Bürokratieabbaus verpflichtet. 

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, bedarf es einer 
regelmäßigen Nacherfassung und Dokumentation aller 
gegenüber dem Stichtag für die Bestandsmessung 
(30. September 2006) neuen oder geänderten Regelungen 
(Monitoring). Übersteigen die geschätzten Werte aus dem 
Ex-ante- Verfahren 100 000 Euro pro Jahr, so misst das 
Statistische Bundesamt spätestens zwei Jahre nach In- 
krafttreten der Informationspflichten deren Belastungen 
und dokumentiert ggf. die Abweichungen. 

C. 2 Internetgestützter Datenzugriff 

Mit der Freischaltung der so genannten webbasierten 
Nutzerdatenbank (webSKM) konnte die Transparenz des 
Bürokratieabbauprozesses auch gegenüber der Öffent- 
lichkeit deutlich verbessert werden. Neben einer Listen- 
ansicht der kostenintensivsten Informationspflichten kann 
der Nutzer auch gezielt über eine Freitextsuche oder ge- 
staffelt nach Ressorts und Gesetzgebungsbereichen ein- 
zelne Informationspflichten aufrufen und sich den maß- 
geblichen Normtext über eine Verknüpfung mit der Juris- 
Datenbank anzeigen lassen. Ebenfalls hinterlegt ist die 
Liste der Vereinfachungsvorschläge. 

D Zusammenarbeit mit anderen 

Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen unterschei- 
den in der Regel nicht, welche staatliche Ebene ihnen auf 
welcher Rechtsgrundlage begegnet. Dabei gibt es neben 
den im engeren Sinne staatlichen Akteuren, wie der Euro- 
päischen Union, den Behörden von Bund, Ländern und 
Gemeinden, auch zahlreiche Träger von Selbstverwal- 
tungsaufgaben. 

D. 1 Bund/Länder/Kommunen, Pilotprojekte 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit dem Nationalen 
Normenkontrollrat (NKR) im Frühjahr 2009 ebeneniiber- 
greifende Projekte mit Ländern und Kommunen gestartet: 
Das Statistische Bundesamt hat nach dem Standardkos- 
ten-Modell die Belastungen bei Anträgen auf Elterngeld 
und Wohngeld sowohl bei Bürgerinnen und Bürgern als 
auch bei der jeweiligen Behörde ermittelt. Ausgangsbasis 
waren die im Bundesrecht enthaltenen Informations- 
pflichten. 
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Mit mehr als einer Million Anträgen auf Wohngeld und 
mehr als 750 000 Anträgen auf Elterngeld betreffen die 
Pilotprojekte Rechtsbereiche, die sowohl volkswirtschaft- 
lich als auch für den Einzelnen von Bedeutung sind. Die 
Ergebnisse der Projekte wurden am 16. September 2009 
im Bundeskanzleramt vorgestellt. 

Die gewonnenen Erkenntnisse haben den Beteiligten 
wertvolle Hinweise geliefert, wo das Serviceangebot ver- 
bessert, das zugrunde liegende Recht vereinfacht und die 
Verfahren beschleunigt werden können. Gemeinsam prü- 
fen Bund, Länder und Kommunen nunmehr, in welchem 
Umfang die Vereinfachungsvorschläge zeitnah und wir- 
kungsvoll umgesetzt werden können. 

Folgende Kommunen und Länder nahmen an den Projek- 
ten teil: 

Wohngeld: 

Brandenburg: Falkensee, Fürstenwalde, Luckenwalde, 
Potsdam, 

Niedersachsen: Braunschweig, Melle, 

Nordrhein- Westfalen: Düsseldorf, Kleve, 
Schleswig-Holstein: Husum, Niebüll, Kiel, Lübeck; 

Elterngeld: 

Nordrhein- Westfalen: Heinsberg, Rhein-Sieg-Kreis, 

Kreis Düren, Münster, 

Brandenburg: Kreis Elbe-Elster, Cottbus, Potsdam, Kreis 
Dahme-Spreewald, Kreis Oberhavel. 

Aufgrund der großen Resonanz der beiden Projekte star- 
tete im Juli 2009 eine dritte Untersuchung beim Antrags- 
verfahren auf BAföG. In Zusammenarbeit mit insgesamt 
vierzehn Ämtern für Ausbildungsförderung in acht Län- 
dern soll auch hier der Aufwand sowohl bei Bürgerinnen 
und Bürgern als auch bei den jeweiligen Ämtern ebenfalls 
nach dem Standardkosten-Modell gemessen und Verein- 
fachungsmöglichkeiten identifiziert werden. Neben dem 
Bundesverwaltungsamt sowie dem Deutschen Studenten- 
werk als Dachverband nehmen folgende Länder bzw. 
Ämter für Ausbildungsförderung an dem Projekt teil: 

Brandenburg: Studentenwerke Frankfurt/Oder, Potsdam, 

Baden-Württemberg: Studentenwerk Karlsruhe, 

Bayern: Studentenwerke Regensburg, Wiirzburg, 

Hamburg: Studierendenwerk Hamburg, 

Hessen: Studentenwerke Darmstadt, Frankfurt/Main, Gie- 
ßen, Kassel, Marburg, 

Rheinland-Pfalz: Universität Trier, 

Sachsen: Studentenwerk Dresden, 

Thüringen: Studentenwerk Jena. 

D.2 Selbstverwaltungsträger 

Die Träger von Selbstverwaltungsaufgaben (SV-Träger) 
setzen Bundesrecht um und sind in ihren Aufgabenberei- 
chen zum Teil für den Vollzug zuständig. Außerdem 


schaffen sie im Rahmen der ihnen übertragenen Selbst- 
verwaltungsaufgaben zum Beispiel in Satzungen und Ver- 
waltungsvorschriften auch eigenes Recht. 

Um einen umfassenden, ebenen- und ressortiibergreifen- 
den Abbau von bürokratischen Lasten zu erreichen, ist es 
zweckmäßig, auch die Träger von Selbstverwaltungsauf- 
gaben als selbstständige Partner an der Umsetzung des 
Regierungsprogramms Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung zu beteiligen 1 . Als solche haben sie das ge- 
meinsame Ziel, die Bürokratiekosten von Wirtschaft und 
Verwaltung sowie die zeitlichen Belastungen der Bürge- 
rinnen und Bürger messbar zu senken. 

D.2.1 Sozialversicherungsträger 

Berührungspunkte mit den Sozialversicherungsträgern 
haben fast alle Bürgerinnen und Bürger und nahezu jedes 
Unternehmen in der Bundesrepublik, ln Gesprächen ha- 
ben sich die Spitzenvertreter der Sozialversicherung be- 
reit erklärt, alle Möglichkeiten der Vereinfachungen aus- 
zuschöpfen und insbesondere Vereinfachungen der 
Verwaltungsabläufe durch den Einsatz neuer Technik er- 
reichen zu wollen. 

fn der Arbeitsgruppe „Gesundheit“ steht ein Projekt der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) zur Umset- 
zung von Vereinfachungsvorschlägen im Bestand im Mit- 
telpunkt. Durch eine (Bestands-) Messung mittels SKM 
wurden die Schwerpunkte der Bürokratiekostenbelastung 
aus Informationspflichten für Vertragsärzte ermittelt. Aus 
den gewonnenen Daten gingen Vereinfachungsvorschläge 
zu bestimmten Verfahren und Dokumentationen hervor. 
Ziel ist es, diese Vorschläge durch Beschlüsse des Ge- 
meinsamen Bundesausschusses (G-BA) bzw. in horizon- 
talen Verhandlungen mit dem GKV-Spitzenverband um- 
zusetzen. 

Die KBV hat über das dargestellte Handlungsfeld hinaus 
die Einführung eines internen Ex-ante- Verfahrens zur 
Verhinderung neuer unnötiger Bürokratie angekündigt. 
Dieses Handlungsfeld stellt für die KBV und den eigens 
dafür geschaffenen Aufgabenbereich „Bessere Regulie- 
rung“ den Fokus ihrer Bemühungen dar. 

Der AOK-Bundesverband hat in Zusammenarbeit mit 
dem Statistischen Bundesamt eine SKM-Pilotmessung 
durchgefühlt. Mit den Ergebnissen wollen die Kranken- 
kassen die Unternehmen zu einer möglichst zügigen Ein- 
führung des elektronischen Informationsaustauschs er- 
muntern. Im Weiteren sollen die Verfahrensabläufe zur 
Berechnung von Entgeltersatzleistungen gemessen wer- 
den, um parallel zur Entlastung der Wirtschaft auch Ver- 
waltungshandeln zu vereinfachen. 

Die Arbeitsgruppe „Rente“ beschäftigt sich mit dem Vor- 
haben der Deutschen Rentenversicherung Bund (RV 
Bund), eine elektronisch unterstützte Betriebsprüfung 
einzuführen. Ziel des Vereinfachungsvorschlages ist es, 
mit Hilfe einer Prüfungssoftware Daten, die vom Arbeit- 
geber zur Verfügung gestellt werden, zu analysieren und 


1 Vergleiche hierzu Bundesregierung (Jahresbericht 2007, Ab- 
schnitt D. 1 .2) und Normenkontrollrat (NKR) 2007. 
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die daraus gewonnenen Ergebnisse als Hinweise für die 
Prüfung vor Ort zu nutzen. Darüber soll eine Reduzierung 
der Prüfdauer bei der Prüfstelle erreicht werden bzw. eine 
Vorortprüfung gänzlich entfallen. Anfang 2010 soll der 
entsprechende Wirkbetrieb aufgenommen werden. 

Die Deutsche Rentenversicherung hat darüber hinaus an- 
gekündigt, ein Ex-ante- Verfahren bei der Verabschiedung 
bestimmter untergesetzlicher Regelungen innerhalb der 
gesetzlichen Rentenversicherung einzuführen und die 
Antragsverfahren (z. B. Rentenantrag, Kontenklärungs- 
antrag) auf Vereinfachungspotenzial zu prüfen. 

Die Arbeitsgruppe „Unfall" unterstützt die Bemühungen 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), 
in einem länderübergreifenden Projekt für Unternehmens- 
gründungen die Meldepflichten bei Gewerbeanmeldungen 
über so genannte One-stop-Shops als einheitlichen An- 
sprechpartner zusammenzufassen und elektronisch abzu- 
wickeln. Dies geschieht im Rahmen der Aktion „Einfach 
Gründen" des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie. Ziel ist es, dass die Unternehmen künftig 
nicht mehr den zuständigen Unfallversicherungsträger er- 
mitteln und diesem gesonderte Angaben melden müssen. 
Für die Gewerbemeldebehörden entfiele die hunderttau- 
sendfache Übersendung der bislang überwiegend in Pa- 
pierform erstellten Gewerbemeldungen an die gesetzliche 
Unfallversicherung (und auch an die übrigen Adressaten 
nach der Gewerbeordnung). Die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung erhielten für jedes neu gegründete 
Unternehmen nur noch einmalig Daten. 

Als Zwischenergebnis der Arbeitsgruppe „Arbeit" ist 
festzuhalten, dass die Bundesagentur für Arbeit (BA) be- 
reits interne Bürokratieabbaumaßnahmen auf Grundlage 
der Daten einer Kosten- und Leistungsrechnung eingelei- 
tet bzw. abgeschlossen hat. Die Reform mit dem Ziel 
einer stärkeren Bürgerorientierung (Reduzierung der Be- 
arbeitungs- und Wartezeiten, Erhöhung der Beratungszei- 
ten, Einrichtung telefonischer Service-Center, Antragsbe- 
arbeitung im Beisein des Kunden inklusive Auskunft über 
Höhe und Dauer des Anspruchs) wird weiter vorangetrie- 
ben. Der Vorstand der BA unterstützt darüber hinaus das 
Projekt der Bundesregierung durch ressortiibergreifende 
Vorschläge. 

Allgemein sollen die für Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung verantwortlichen Organisationseinheiten 
bei den jeweiligen Sozialversicherungsträgern mit ent- 
sprechender Durchschlagskraft ausgestattet und ihr Stellen- 
wert hervorgehoben werden. Den Sozialversicherungsträ- 
gern steht im Bürokratieabbauprozess die Unterstützung 
der zuständigen Bundesministerien, des Nationalen Nor- 
menkontrollrates, der Geschäftsstelle Bürokratieabbau im 
Bundeskanzleramt und des Statistischen Bundesamts zur 
Verfügung. 

D.2.2 Kammern 

Die als Körperschaften des öffentlichen Rechts eingerich- 
teten Kammern führen als Teil der mittelbaren Staatsver- 
waltung, die ihnen durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
zugewiesenen Aufgaben durch. Dazu haben sie die Mög- 
lichkeit, in ihren jeweiligen Aufgabenbereichen, eigenes, 
verbindliches Recht zu schaffen. Zu ihnen gehören neben 


den örtlichen Industrie- und Handelskammern sowie den 
Handwerkskammern vor allem berufsständische Körper- 
schaften mit gesetzlicher Mitgliedschaft wie etwa Ärzte- 
und Rechtsanwalts- oder zum Beispiel auch die Architek- 
tenkammern. 

ln aller Regel wird das Recht der Kammern in Satzungen 
und Verfahrensvorschriften festgelegt und bindet jeweils 
ihre Mitglieder. Die Kammern sind dadurch nicht nur 
Adressaten bundesrechtlicher Regelungen, sondern auch 
Verursacher eigener Regelungen und der daraus erwach- 
senden Kosten. 

Aus diesem Grund hat die Bundesregierung zusammen 
mit dem Normenkontrollrat nun auch die Kammern zum 
Austausch in das Bundeskanzleramt eingeladen. Die Auf- 
taktveranstaltung am 28. Mai 2009 diente dazu, die Kam- 
mern über das Regierungsprogramm Bürokratieabbau 
und bessere Rechtsetzung unmittelbar zu informieren, sie 
am Bürokratieabbau im Bundesrecht zu beteiligen und ih- 
nen Unterstützung für den Bürokratieabbau im jeweils ei- 
genen Aufgabenbereich anzubieten. 

Wie bei den Sozialversicherungsträgern erfolgt die wei- 
tere Zusammenarbeit in vier Arbeitsgruppen, die sich 
zwischen Juli und Oktober 2009 konstituierten. Hierbei 
handelt es sich um folgende Gruppen: Kammern der 
Wirtschaft, Gesundheitsberufe, Rechts- und wirtschafts- 
beratende Berufe, Technische Berufe. 

D.3 Europäische Union 

Mit ihrer Mitteilung vom 22. Oktober 2009 2 zieht die 
Europäischen Kommission eine erste Bilanz ihrer bisheri- 
gen Tätigkeit und legt zugleich Entwürfe für branchen- 
spezifische Abbaupläne vor. Das EU-Aktionsprogramm 
zur Verringerung von Verwaltungslasten, das ursprüng- 
lich aus 42 ausgewählten Rechtsakten aus 13 vorrangigen 
Bereichen 3 bestand, wurde seit Jahresbeginn um weitere 
30 Rechtsakte erweitert. Deren Messung erfolgte, anders 
als zuvor, ohne Beteiligung der Mitgliedstaaten. Insge- 
samt werden die EU-weiten Bürokratielasten aus den 
72 Rechtsakten auf knapp 124 Milliarden Euro pro Jahr 
geschätzt. 

Mit dem Abschluss der Messung befindet sich das Ak- 
tionsprogramm nunmehr in der entscheidenden Phase 
konkreter Vereinfachungen. Bislang wurden 48 Entlas- 
tungsvorschläge der Europäischen Kommission vom Rat 
und vom Europäischen Parlament angenommen, weitere 
18 werden derzeit verhandelt. Hierunter fallen insbeson- 
dere die Befreiung so genannter „Kleinstunternehmen" 
von den Vorgaben der EU-Richtlinien zur handelsrechtli- 
chen Rechnungslegung sowie die Erleichterung elektroni- 
scher Rechnungsstellung im Bereich des Mehrwertsteuer- 
Rechts. Bei dem durch die Europäische Kommission 
geschätzten Entlastungspotenzial dieser Vorschläge ist zu 
beachten, dass es sich um Maximalwerte handelt; hierbei 
wird unter anderem davon ausgegangen, dass alle Mit- 


2 Verfügbar unter http://ec.europa.eu/enterprise/policies/better-regulation/ 
administrative-burdens/indexde . htm . 

3 Siehe hierzu Jahresbericht der Bundesregierung 2008, Abschnitt E.3. 
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gliedstaaten sämtliche Regelungen, die über die Vorgaben 
des zugrunde liegenden EU-Rechtsakts hinausgehen, zu- 
riicknehmen. 

Um bereits vorliegende sowie weitere Vereinfachungs- 
vorschläge, wie auch die Frage einer möglichen Erweite- 
rung des EU-Aktionsprogramms, mit den Betroffenen zu 
erörtern, fand am 30. Juni 2009 - anknüpfend an die Kon- 
ferenz „Verringerung der Verwaltungslasten in Europa“ 
vom 5. Juni 2008 - eine Folgekonferenz im Bundeskanz- 
leramt in Berlin mit Vertretern von mehr als 100 Unter- 
nehmen sowie der EU-Kommission statt. 

Neben Vereinfachungsmaßnahmen auf EU-Ebene plant 
die Europäische Kommission, mit Blick auf umzusetzen- 
des EU -Recht auch den Mitgliedstaaten Vorschläge für 
die Umsetzung in Form so genannter „guter Beispiele“ 
(good practices) zu übermitteln. Aus Sicht der Bundes- 


regierung sollte der Schwerpunkt der Maßnahmen jedoch 
auf der unmittelbaren EU-Ebene als dem eigentlichen 
Verantwortungsbereich der Europäischen Kommission 
liegen. 

Die „Hochrangige Gruppe unabhängiger Interessenträger“ 
unter dem Vorsitz von Herrn Ministerpräsidenten a. D. 
Dr. Edmund Stoiber hat sich seit Mitte des vergangenen 
Jahres intensiv mit den Vereinfachungsanregungen des 
von der Europäischen Kommission beauftragten Bera- 
tungskonsortiums beschäftigt und hierzu Stellungnahmen 
abgegeben. Darüber hinaus hat sie weitere Vereinfa- 
chungsmaßnahmen vorgeschlagen, die sich insbesondere 
aus den Konsultationsverfahren ergaben, ln ihrer Sitzung 
im September 2009 hat die Gruppe einen zusammenfas- 
senden Bericht dieser Arbeit an den Präsidenten der Euro- 
päischen Kommission überreicht. 
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Davon durch EU-und 
internationales Recht 
verursacht 

in Mio. Euro 

25.116,7 

965,2 

7.761,8 

12.593,4 

1.311,8 

151,8 

340,5 



V© 

OO 

42,9 

763,1 



Davon national verursacht 

in Mio. Euro 

22.544,5 

490,8 

5.783,6 

9.084,5 

1.345,8 

2.628,6 

78,8 

0,4 

<o 

00 

1.842,1 

408,6 

752,2 

32,3 

15,9 

Belastung der Wirtschaft 

in Mio. Euro 

47.661,2 

1.455,9 

13.545,4 

21.677,9 

2.657,7 

2.780,5 

419,2 

0,4 

oo 

3.028,2 

451,5 

1.515,3 

32,3 

15,9 

Erfasste Informations- 
pflichten Wirtschaft 

Anzahl 

9.199 

514 

325 

3.169 

1.391 

440 

872 

ON 

56 

474 

962 

935 

30 

22 

Ressort 


Gesamt 

BMI 

BMJ 

BMF 

BMWi 

BMAS 

BMELV 

BMVg 

BMFSFJ 

BMG 

BMVBS 

BMU 

BMBF 

AA, BK, BKM, BMZ 
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Sonstige Entlastungsmaßnahmen 

Entlastung 
für die 
Wirtschaft 
in Mio. Euro 

80,9 









80,9 




davon 

quantifiziert 

<N 


- 







- 




Anzahl 

33 

<N 

- 




r- 

<N 


t/1 

CD 


CD 

Geplante Entlastungsmaßnahmen 
in Bezug auf 
Informationspflichten 

Entlastung 
für die 
Wirtschaft 
in Mio. Euro 

176,5 



2,2 

17,3 





156,0 

0,9 



davon 

quantifiziert 

SO 



- 

<N 





<N 

- 



Anzahl 

23 

CD 


- 

CD 


Os 




CD 



Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnah- 
men in Bezug auf 
Informationspflichten 

Entlastung 
für die 
Wirtschaft 
in Mio. Euro 

6.890,4 

137,2 

2.610,0 

1.486,3 

163,7 

1.856,1 

138,2 


3,5 

69,9 

42,0 

383,4 


davon 

quantifiziert 

186 

00 

<N 

45 

38 

25 

42 

<N 


SO 

r- 

O 


Anzahl 

309 


CD 

62 

63 

CD 

76 

CD 


OS 

OS 

<N 

CD 

Gesamtergebnis 

Entlastung 
für die 
Wirtschaft 
in Mio. Euro 

7.147,8 

137,2 

2.610,0 

1.488,5 

<0 

00 

1.856,1 

138,2 


3,5 

306,8 

43,0 

383,4 


davon 

quantifiziert 

194 

00 

CD 

46 

40 

25 

42 

<N 

- 

OS 

OO 

O 


Anzahl 

365 

32 


63 

66 

CD 

92 

</"i 

- 

28 

25 

(N 

SO 

Ressort 

Gesamt 

BMI 

BMJ 

BMF 

BMWi 

BMAS 

BMELV 

BMVg 

BMFSFJ 

BMG 

BMVBS 

BMU 

BMBF 


Seite 

62 

63 

63 

69 

73 

76 

Ressort 

BMVg 

BMFSFJ 

BMG 

BMVBS 

BMU 

BMBF 

Seite 

O 

OS 

<N 

33 

42 

OO 

■5t 

Ressort 

BMI 

BMJ 

BMF 

BMWi 

BMAS 

BMELV 
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156 Ermöglichung der Ermöglichung der Nachmeldung von Gegenständen Verordnung über ge- Kostenentlastung im mehrstelligen in Kraft seit ja MEG III 

Nachmeldung von zur Versteigerung werbsmäßige Ver- Bereich; konkrete Bezifferung 25. März 2009 

Gegenständen zur Steigerungen (Ver- nicht möglich 

Versteigerung Steigererverordnung) 





157 Aufhebung der Erstellen eines Ausbildungsplanes; Ausbildungs- 0 in Kraft seit 

Ausbildungsver- Vorlage von Unterlagen an Prüfungsausschuss; Verordnung Schirm- 14. Mai 2009 

Ordnung Führung eines Berichtsheftes durch den Auszubil- macher 
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Anhang 

1. Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. 

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, 

CSU und FDP vom 26. Oktober 2009 
(Auszug) 

1.1.3. Investitionsbremsen lösen 

Bürokratieabbau 

Der freiheitliche Staat soll nicht bevormunden, sondern 
den Gestaltungsraum von Bürgern und Unternehmen re- 
spektieren. Regulierungen sollen nur dort geschaffen wer- 
den, wo es zum Schutz des Schwächeren und zur Wahrung 
wichtiger Gemeinschaftsgüter und eines Ordnungsrah- 
mens erforderlich ist. Regeln sind kein Selbstzweck, wes- 
halb es nicht mehr Regeln geben soll, als erforderlich. 
Notwendige Regelungen müssen schlank und verlässlich, 
Verwaltungs- und gerichtliche Verfahren zügig sein. 

Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung wirken wie 
ein Wachstumsprogramm zum Nulltarif. Gerade in Zeiten 
der Wirtschaftskrise wollen wir dieses Potential nutzen. 
Alle Ressorts werden deshalb bestehende Bürokratielas- 
ten fortlaufend und eigenständig reduzieren und neue Be- 
lastungen vermeiden. 

Bisher werden die durch die gesetzlichen Informations- 
pflichten der Wirtschaft verursachten Kosten gemessen. 
Um die Bürokratiekosten weiter einzudämmen, werden 
wir künftig 

- die gesetzlichen Informationspflichten auch für die 
Bürger und 

- die gesetzlichen Handlungspflichten für Wirtschaft, 
Bürger und Verwaltung prüfen, bevor Gesetze vorge- 
legt werden. 

Dazu werden wir den Normenkontrollrat (NKR) stärken 
und seine Kompetenzen ausbauen. Wir prüfen, wie das 
gegenwärtige Mandat des NKR bei der Verabschiedung 
neuer Regelungen auf die Einhaltung der methodenge- 
rechten Durchführung der festgelegten Anforderungen er- 
weitert werden kann. Bei Gesetzen, Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvorschriften ist verstärkt von der Mög- 
lichkeit der Befristung Gebrauch zu machen. Der Nor- 
menkontrollrat wird gebeten, bei seinen Stellungnahmen 
die Möglichkeiten der Befristung ausdrücklich zu unter- 
suchen. 

Insbesondere wollen wir eine Plausibilitätsprüfung der so 
genannten sonstigen Bürokratiekosten in den Aufgaben- 
bereich des NKR übertragen. 

Vor der Verständigung auf Vorschläge der Bundesregie- 
rung für eine erneute Berufung des NKR werden wir 
Größe und Zusammensetzung dieses Gremiums vor dem 
Hintergrund seines erweiterten Mandats überprüfen. 

Wir bekräftigen die bestehende Verpflichtung, die gemes- 
senen Kosten aus bundesrechtlichen Informationspflich- 
ten der Wirtschaft bis 2011 im Vergleich zu 2006 um 
netto 25 Prozent zu reduzieren. Dazu legen die Bundes- 
ministerien bis 1. Juli 2010 jeweils verbindliche Umset- 


zungspläne vor. Über den Zeitraum 2011 hinaus wird die 
Bundesregierung ein weiteres anspruchsvolles Reduk- 
tionsziel auch für den gesamten gemessenen Erfüllungs- 
aufwand festlegen. 

Wir werden in einem ersten Schritt umgehend konkrete 
Möglichkeiten aufzeigen, wie in den folgenden Bereichen 
für Wirtschaft, Bürgerinnen und Bürger und die Verwal- 
tung der gesamte messbare Erfüllungsaufwand um durch- 
schnittlich 25 Prozent netto reduziert werden kann und 
bis 2011 entsprechende Änderungen in folgenden Berei- 
chen vornehmen, beispielsweise: 

- Planungs- und Baurecht von Infrastrukturvorhaben; 

- Steuererklärungen, steuerliche und zollrechtliche 
Nachweispflichten; 

- Harmonisierung und Verkürzung der Aufbewahrungs- 
und Prüfungsfristen nach Handels-, Steuer-, und So- 
zialrecht; 

- Betriebliche Beauftragte; 

- Antrag auf gesetzliche Leistungen, insbesondere für 

- Existenzgründer und Kleinunternehmen sowie bei 
drohender Firmeninsolvenz; 

- Menschen, die pflegebedürftig, chronisch krank 
oder akut schwer krank sind; 

- Familien und Alleinerziehende; 

- Erleichterung der elektronischen Übermittlung der 
Gewerbeanzeige. 

Wir prüfen, wie die Verpflichtungen und Schwellenwerte 
des Handels-, Steuer-, Arbeits- und Sozialrechts rechtsbe- 
reichsübergreifend harmonisiert werden können (z. B. 
Vereinheitlichung des Einkommensbegriffs). Die von Ar- 
beitgebern auszustellenden Bescheinigungen und Entgelt- 
nachweise werden bis spätestens 2015 in ein elektroni- 
sches Verfahren überführt. 

Wir wollen innerhalb der Bundesregierung ein „Früh- 
warnsystem“ mit einer mittelstandsorientierten Gesetzes- 
folgenabschätzung für europäische Regelungen imple- 
mentieren. 

Wir setzen uns aktiv für die Einsetzung eines unabhängi- 
gen Rates für Bürokratieabbau bei der EU-Kommission 
nach dem Vorbild des NKR ein und fordern die EU-Kom- 
mission auf, weitere Vereinfachungsmaßnahmen auf den 
Weg zu bringen, insbesondere auf dem Gebiet der Land- 
wirtschaft. Die Tätigkeit des NKR und des geplanten un- 
abhängigen Rates für Bürokratieabbau sind miteinander 
zu vernetzen und aufeinander abzustimmen. Außerdem 
unterstützen wir die Annahme der Vereinfachungsvor- 
schläge der EU-Kommission aus dem Aktionsprogramm 
zum Abbau von Verwaltungslasten. Wir werden bei den 
Verhandlungen zu neuen Regelungsvorhaben der EU auf 
einer plausiblen Folgekostenschätzung bestehen und ei- 
gene Vorschläge zur Vereinfachung einbringen. Wir wer- 
den EU-Richtlinien wettbewerbsneutral („1 zu 1“) Umset- 
zen, damit Unternehmen am Standort Deutschland kein 
Wettbewerbsnachteil entsteht. 
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Das geltende AGG werden wir im Hinblick auf einen 
möglichen Abbau von Bürokratielasten überprüfen. 

Wir setzen uns aktiv gegen alle Formen von Diskriminie- 
rung ein. Den ungeeigneten Entwurf der Europäischen 
Kommission zur 5. Antidiskriminierungsrichtlinie leh- 
nen wir allerdings ab. 

2. Beschlüsse der Kabinettklausur am 
17. und 18. November 2009 (Auszug) 

Die Bundesregierung hat folgenden Beschluss gefasst: 

Elemente für neues, nachhaltiges Wachstum, hier: Biiro- 
kratieabbau 

(u. a. Normenkontrollrat) 

Die Bundesregierung wird nur dort regulieren, wo es un- 
bedingt erforderlich ist. Freiheit zum Handeln für Bürge- 
rinnen, Bürger und die Wirtschaft schafft Wachstum und 


Wohlstand. Wenn Regeln unbedingt erforderlich sind, 
wird die Bundesregierung den Aufwand für ihre Erfül- 
lung so gering wie möglich halten, auch im Bereich des 
EU-Rechts. Das ist das tragende Prinzip des Programms 
der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung weitet Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung auf die Betrachtung des gesamten Aufwan- 
des zur Erfüllung bundesrechtlicher Vorgaben aus. Hier- 
für wird die Bundesregierung auch das Mandat des Natio- 
nalen Normenkontrollrats (NKR) erweitern und eine 
entsprechende Änderung des NKR-Gesetzes auf den Weg 
bringen. Die Festlegungen hierzu trifft das Kabinett spä- 
testens im Januar 2010. 

Die Bundesregierung untersucht und reduziert die beste- 
henden Belastungen in den im Koalitionsvertrag genann- 
ten Lebens- und Rechtsbereichen. Spätestens im April 
2010 werden dazu erste Vereinfachungsprojekte begin- 
nen. 
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Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates 

Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bundestag 
gemäß § 7 des Gesetzes zur Einrichtung eines Nationalen 
Normenkontrollrates (NKR-Gesetz) jährlich einen Be- 
richt über die Erfahrungen mit der angewandten Metho- 
dik zur standardisierten Bürokratiekostenmessung, den 
Stand des Bürokratiekostenabbaus in den einzelnen Mi- 
nisterien und die aktuelle Prognose, ob die von der Bun- 
desregierung festgelegten Ziele innerhalb des angegebe- 
nen Zeitraums erreicht werden. 

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) nimmt hiermit 
gemäß § 4 Absatz 3 NKR-Gesetz zu dem jährlichen Be- 
richt der Bundesregierung Stellung zu der Frage, „inwie- 
weit das von der Bundesregierung gesetzte Ziel erreicht 
worden ist“. 

Dem Rat ist bewusst, dass in naher Zukunft wichtige Ent- 
scheidungen zur Umsetzung der Koalitionsvereinbarung 
durch die Bundesregierung getroffen werden, die in dem 
jetzt vorliegenden Jahresbericht noch nicht oder nur zum 
Teil berücksichtigt werden konnten. 

Zusammenfassend begrüßt der Rat, dass die Bundesregie- 
rung 

- das Zwischenziel erreicht hat; 

- eine klare Ausgangsbasis für das Abbauziel festgelegt 
hat und dem NKR-Gesetz entsprechend sowohl natio- 
nales, als auch umgesetztes EU- und internationales 
Recht einbeziehen wird; 

- sich erstmalig klar zum Nettoziel bekannt hat; 

- bis 1. Juli 2010 verbindliche Abbaupläne vorlegen 
wird; 

- sich für die Einsetzung eines unabhängigen Rates für 
Bürokratieabbau bei der EU-Kommission einsetzt; 

- die Anregung des Rates aufgegriffen hat und projekt- 
bezogen, ebeneniibergreifend mit Ländern und Kom- 
munen zusammenarbeitet; 

- den Dialog mit Sozialversicherungsträgern und Kam- 
mern weiter ausgebaut hat. 

Der Rat empfiehlt der Bundesregierung, 

- bestehende Lücken der Bestandsmessung - insbeson- 
dere im Bereich der Informationspfhchten, die im Vor- 
feld und innerhalb von Schuldverhältnissen gelten - 
schnellstmöglich zu schließen; 

- bei der Konzipierung weiterer Abbaumaßnahmen ver- 
stärkt auf die Spürbarkeit für die Betroffenen zu ach- 
ten; 

- auf europäischer Ebene darauf zu bestehen, dass für 
jeden Rechtsetzungsvorschlag plausible Folgenkos- 
tenabschätzungen vorgelegt werden; 

- eine Gesamtstrategie zum Bürokratieabbau für Bürge- 
rinnen und Bürger zu entwickeln; 


- die ebeneniibergreifende Zusammenarbeit mit Län- 
dern und Kommunen in weiteren Projekten fortzufüh- 
ren; 

- den Dialog mit den Sozialversicherungsträgern und 
Kammern weiter zu vertiefen und auszubauen. 

- bei der bevorstehenden Umorganisation der Job-Cen- 
ter über die diskutierten verfassungsrechtlichen und 
organisationspolitischen Aspekte hinaus eine Lösung 
zu finden, die für die Bürgerinnen und Bürger, die Un- 
ternehmen sowie für die Verwaltung mit einer mög- 
lichst geringen Bürokratiebelastung verbunden ist. 

1. Basis des Abbauziels 

Die Bundesregierung hat in den Jahren 2007 und 2008 
eine Bestandsmessung durchgeführt. Dabei wurden zu- 
nächst alle Informationspfhchten der Wirtschaft aus Bun- 
desgesetzen zum Stichtag 30. Juni 2006 von den Ressorts 
identifiziert und an das Statistische Bundesamt übermit- 
telt. Das Statistische Bundesamt hat 9 199 Informations- 
pfhchten 1 gemessen. Für die Erfüllung dieser Informa- 
tionspfhchten entstehen der deutschen Wirtschaft jährlich 
Kosten in Flöhe von 47,6 Mrd. Euro. 

Der Normenkontrollrat hatte bereits vor einem Jahr - zum 
letzten Jahresbericht der Bundesregierung vom 10. De- 
zember 2008 - darauf hingewiesen, dass bestimmte Re- 
gelungen und Informationspfhchten noch nicht im Ergeb- 
nis der Bestandsmessung enthalten sind. Dies betrifft 
insbesondere Informationspfhchten, die im Vorfeld und 
innerhalb von Schuldverhältnissen gelten. 

In seinem Jahresbericht vom Juli 2009 hatte der Normen- 
kontrollrat die Bundesregierung aufgefordert „unverzüg- 
lich die vollständige Messung dieser Informationspfhch- 
ten durchzuführen“ und die bestehenden Lücken zu 
schließen. 

Der aktuelle Bericht der Bundesregierung lässt nicht er- 
kennen, ob und inwieweit bei der Schließung der Lücken 
der Bestandsmessung Fortschritte gemacht wurden. Die 
Bestandsmessung ist eine wichtige Grundlage für den Er- 
folg des Regierungsprogramms. Ausgehend von dem im 
Koalitionsvertrag enthaltenen klaren Bekenntnis zum Bü- 
rokratieabbau geht der Rat davon aus, dass die noch aus- 
stehenden Messungen kurzfristig durchgeführt und abge- 
schlossen werden. 

Der Rat begrüßt darüber hinaus, dass die Bundesregie- 
rung nunmehr erstmals klargestellt hat, dass sich das Ab- 
bauziel auf alle Bürokratiekosten, die auf Bundesrecht 
beruhen, unabhängig von der Verursacherebene bezieht. 


1 Ursprünglich wurden rund 10 900 Informationspflichten gemeldet. 
Diese Zahl hat sich auf 9 199 verringert. Die Differenz erklärt sich 
durch Bereinigungen von Doppelmeldungen sowie durch 1 173 fa- 
kultativ gemeldete Informationspfhchten aus EU-Verordnungen, die 
nicht Gegenstand des Regierungsprogramms sind. 
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2. Erreichung des Abbauziels/Präzisierung 
als Netto-Ziel 

Der aktuelle Bericht der Bundesregierung lässt offen, in 
welcher Höhe seit Beginn des Regierungsprogramms 
neue belastende Regelungen verabschiedet wurden. Diese 
Form der Darstellung führt dazu, dass Regelungsvorha- 
ben aus diesem Zeitraum, die per Saldo zu einer Belas- 
tung führen, nicht enthalten sind. 

Der Normenkontrollrat hatte dies wiederholt gerügt. Die 
Gegenüberstellung belastender Vorhaben ist zwingend er- 
forderlich, um zu beurteilen, ob das Abbauziel erreicht 
wird. Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
FDP vom 26. Oktober 2009 wird bekräftigt, „die gemes- 
senen Kosten aus bundesrechtlichen Informationspflich- 
ten der Wirtschaft bis 2011 im Vergleich zu 2006 um 
netto 25 Prozent zu reduzieren“. Die Bundesregierung hat 
in ihrem Jahresbericht erstmals klargestellt, dass sie eine 
„Netto-Entlastung der Wirtschaft um 25 Prozent bis Ende 
2011“ anstrebt. 

Der Normenkontrollrat begrüßt, dass die Bundesregie- 
rung sich damit erstmals klar zu einem Nettoziel bekannt 
hat. Ausgehend von diesem klaren Bekenntnis geht der 
Rat davon aus, dass die Bundesregierung künftig eine Ge- 
genüberstellung von be- und entlastenden Maßnahmen 
vornehmen wird. 

Sofern sich die Basis des Abbauziels nach Schließung der 
Lücken in der Bestandsmessung (s. o.) nicht wesentlich 
verändert, hat die Bundesregierung das Zwischenziel er- 
reicht. Allerdings wird die Feststellung des Zielerrei- 
chungsgrades für den Rat dadurch erschwert, dass er nur 
einen Teil der Maßnahmen der Bundesregierung geprüft 
hat. Eine Reihe von Regelungen wurden vor seiner Beru- 
fung, bzw. im Rahmen einer Übergangsregelung ohne 
seine Beteiligung auf den Weg gebracht. 

3. Planung der Bundesregierung für die 
Erreichung des 25-Prozent-Abbauziels 

Die umgesetzten Abbaumaßnahmen zeigen, dass die 
Bundesregierung nach dem aktuellen Stand der Bestands- 
messung ihr Zwischenziel erreicht hat. Gleichzeitig ist je- 
doch festzustellen, dass derzeit noch weitgehend offen ist, 
wie die zweite Hälfte des Abbauziels erreicht werden 
soll. 

Der Rat begrüßt daher ausdrücklich die Aussage im Ko- 
alitionsvertrag, wonach „die Bundesministerien bis 1. Juli 
2010 jeweils verbindliche Umsetzungspläne“ vorlegen 
sollen. Der Bericht der Bundesregierung greift diese kon- 
krete Zielsetzung jedoch noch nicht auf. Gleichwohl 
sollte die Bundesregierung diesen Fahrplan unbedingt 
einhalten. Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, dass die 
Umsetzung geplanter Maßnahmen sehr zeitintensiv sein 
kann. 

4. Spürbare Entlastungsmaßnahmen 

Der Normenkontrollrat hatte in der Vergangenheit mehr- 
fach betont, dass der Erfolg des Programms zum Büro- 
kratieabbau maßgeblich davon abhängt, dass die Entlas- 


tung beim einzelnen Unternehmen tatsächlich ankommt. 
Er hatte empfohlen, auf der Grundlage der Auswertungen 
des Statistischen Bundesamtes gezielt auch Unterneh- 
mens- und branchenspezifische Wirkungen bei der Identi- 
fizierung von Abbaumaßnahmen einzubeziehen. Die 
Bundesregierung hatte dieser Anregung folgend, bereits 
in ihrem letzten Jahresbericht in Aussicht gestellt, ver- 
stärkt die Spürbarkeit von Abbaumaßnahmen zu beach- 
ten. 

Diese Absicht wird in dem aktuellen Bericht erneut be- 
kräftigt und herausgestellt, dass neben der gesamtwirt- 
schaftlichen Entlastung auch einzelne Branchen in den 
Blick genommen werden müssen. Daneben enthält der 
Bericht eine Aufzählung von Bereichen, die - teils auf 
Initiative einzelner Ressorts, teils auf Betreiben der Be- 
troffenen bzw. des zugehörigen Verbands - einer näheren 
Untersuchung unterzogen wurden bzw. derzeit untersucht 
werden. 

Der Normenkontrollrat erkennt an, dass die Bundesregie- 
rung mit den Forschungsvorhaben des Bundesministeri- 
ums für Wirtschaft und Technologie und dem Workshop 
des Bundesministeriums der Finanzen den richtigen Weg 
eingeschlagen hat. Allerdings vermitteln die dargestellten 
Maßnahmen bisher eher den Eindruck von Einzelinitiati- 
ven der Ressorts. 

Der Normenkontrollrat rät der Bundesregierung, auf Ba- 
sis der Ergebnisse der geschilderten Initiativen zeitnah 
ein schlüssiges Gesamtkonzept zu erstellen. 

5. EU-Recht 

Da viele Belastungen ihren Ursprung im europäischen 
Recht haben, ist es wichtig, dass sich die Bundesregie- 
rung auch auf europäischer Ebene für den Abbau beste- 
hender und die Verhinderung neuer Bürokratie einsetzt. 

Der Normenkontrollrat begrüßt deshalb, dass die Bundes- 
regierung die von der Kommission vorgelegten Vorschläge 
aus dem Aktionsprogramm zum Abbau der Verwaltungs- 
lasten unterstützt. Er fordert die Bundesregierung auf, bei 
den Verhandlungen in den Ratsarbeitsgruppen aktiv für 
die Verabschiedung der vorgelegten Vorschläge - insbe- 
sondere zur elektronischen Rechnungsstellung - zu wer- 
ben. Bereits jetzt bestehende Spielräume sollten von der 
Bundesregierung genutzt werden, um die elektronische 
Rechnungsstellung zu vereinfachen. 

Um neue Bürokratie zu verhindern, sollte die Bundes- 
regierung darauf bestehen, dass auf europäischer Ebene 
für jeden Rechtsetzungsvorschlag plausible Folgenkos- 
tenabschätzungen vorgelegt werden. 

Der Rat begrüßt, dass sich die Bundesregierung für die 
Einsetzung eines unabhängigen Rates für Bürokratieab- 
bau bei der EU-Kommission einsetzen will. Die Einbe- 
ziehung der Hochrangigen Gruppe unabhängiger Interes- 
senträger im Bereich Verwaltungslasten unter Vorsitz von 
Ministerpräsident a. D. Dr. Edmund Stoiber in die Prü- 
fung der Bürokratiekosten von neuen Regelungsentwür- 
fen der EU wäre ein erster Schritt in diese Richtung. 
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6. Bürgerinnen und Bürger entlasten 

Der Normenkontrollrat begrüßt, dass die Bundesregie- 
rung seit 1. Januar 2009 flächendeckend die Belastungen 
für Bürgerinnen und Bürger bei neuen Regelungsvorha- 
ben ausweist. 

Er hatte empfohlen, die bürokratischen Belastungen stär- 
ker aus der Sicht der Betroffenen zu ermitteln und insbe- 
sondere auch Wege- und Wartezeiten sowie relevante 
weitere Kosten zu berücksichtigen. Wege- und Wartezei- 
ten empfinden Bürgerinnen und Bürger in der Regel als 
besonders belastend. Der Normenkontrollrat ist daher der 
Auffassung, dass solche Zeiten immer dann in Ansatz ge- 
bracht werden müssen, wenn sie erheblich sind und üb- 
licherweise bei der Erfüllung der Informationspflicht an- 
fallen. 

Der Rat bittet die Bundesregierung, ihre Auffassung zur 
Bewertung von Wege- und Wartezeiten zu überdenken 
und diese Kosten - ggf. nach einer Evaluierung - in An- 
satz zu bringen. 

Darüber hinaus hatte der Normenkontrollrat in der Ver- 
gangenheit darauf hingewiesen, dass die Bundesregie- 
rung noch keine Gesamtstrategie zur Entlastung der Bür- 
gerinnen und Bürger entwickelt hat. Die Bundesregierung 
sollte insbesondere Festlegungen zur Frage der Bestands- 
messung treffen. Der Bericht lässt offen, ob diese voll- 
ständig - wie bei der Wirtschaft - oder in ausgewählten 
Gesetzgebungsbereichen für bestimmte Lebenslagen 
durchgeführt werden soll. Darüber hinaus empfiehlt der 
Normenkontrollrat, zeitnah mit der Durchführung von 
Modellvorhaben zum Bürokratieabbau für Bürgerinnen 
und Bürger in bestimmten Lebenslagen zu beginnen, zu- 
mal auch der Koalitionsvertrag explizit Maßnahmen vor- 
sieht für Familien, Alleinerziehende und Menschen, die 
pflegebedürftig, chronisch krank oder akut schwer krank 
sind. 

Weiterhin sollte die Bundesregierung ein konkretes Ab- 
bauziel festlegen und möglichst bald erste Abbaumaßnah- 
men auf den Weg bringen. Insbesondere bei der bevorste- 
henden Umsetzung der Umorganisation der Job-Center 
sollte über die diskutierten verfassungsrechtlichen und or- 
ganisationspolitischen Aspekte hinaus eine Lösung ge- 
funden werden, die für die Adressaten bzw. Betroffenen, 
d. h. für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen sowie für 
die Verwaltung mit einer möglichst geringen Bürokratie- 
belastung verbunden ist. 

7. Monitoring 

Da die Bestandsmessung eine stichtagsbezogene Mo- 
mentaufnahme der Bürokratiekosten der Wirtschaft dar- 
stellt, muss sie fortgeschrieben werden, damit sie auch 
künftig ein aktuelles Bild der bürokratischen Belastung 
vermitteln kann. Dies ist eine wesentliche Voraussetzung 
zur Erreichung des Nettoziels. 

Die Bundesregierung hatte die Nachmessung von Rege- 
lungen beschlossen, die in der Übergangszeit zwischen 
dem Stichtag der Bestandsmessung (30. September 2006) 


und dem obligatorischen Beginn des Ex-ante -Verfahrens 
(1. Juli 2007) vom Kabinett verabschiedet worden sind. 
Weiterhin hat sie zwischenzeitlich - wie vom NKR emp- 
fohlen - ein Konzept für ein Monitoring erarbeitet, das 
kurz vor der Umsetzung steht. 

Der Normenkontrollrat unterstützt das von der Bundes- 
regierung beabsichtigte Verfahren. Es kann dazu beitra- 
gen, die Qualität der Darstellung der Gesetzesfolgen bei 
neuen Regelungsvorhaben zu verbessern. Darüber hinaus 
dürfte eine einheitliche Datenbasis für alle Beteiligten 
auch zu Arbeitserleichterungen auf Fachebene führen. 
Das Monitorsystem sollte daher zeitnah eingeführt wer- 
den. Um das Bild der Bürokratiekostenentwicklung zu 
vervollständigen, empfiehlt der Rat, auch Fraktionsent- 
würfe in das Monitoring einzubeziehen. 

8. Aktion Bürokratieabbau - Zusammen- 
arbeit mit Ländern, Kommunen, 
Sozialversicherungsträgern und 
Kammern 

Für einen effektiven Bürokratieabbau bedarf es der Un- 
terstützung aller am Prozess beteiligten Akteure, da Bür- 
gerinnen und Bürger sowie Unternehmen nicht unter- 
scheiden, ob ihre Belastungen durch Bundes- oder 
Landesrecht oder sonstige Vorschriften verursacht wer- 
den. Zudem können die bürokratischen Belastungen nicht 
ohne Berücksichtigung der Völlzugsprozesse wirksam re- 
duziert werden. Ein ganzheitliches Vorgehen ermöglicht, 
die Erfahrungen der Bundesregierung mit denen der Län- 
der, Kommunen und Sozialversicherungsträger zu ver- 
knüpfen und insoweit das Programm zum Bürokratieab- 
bau auf eine breitere Basis zu stellen. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt der Normenkontrollrat, 
dass die Bundesregierung seine Anregungen zur projekt- 
bezogenen, ebeneniibergreifenden Zusammenarbeit mit 
Ländern und Kommunen aufgegriffen hat. 

Im Anschluss an die Auswertung der Ergebnisse der Pi- 
lotprojekte „Einfacher zum Wohngeld“, „Einfacher zum 
Elterngeld“ sowie der aktuellen Untersuchung des An- 
tragsverfahrens auf BAföG 2 sollte alles unternommen 
werden, um die Rahmenbedingungen auf Bundesebene 
zu verbessern. Der Rat fordert die Bundesregierung auf, 
die Zusammenarbeit mit Ländern und Kommunen in wei- 
teren Projekten dieser Art fortzuführen. Dabei sollten wie 
bisher Projekte ausgewählt werden, deren Auswirkungen 
eine große Zahl von Unternehmen und/oder Bürgerinnen 
und Bürger betreffen. 

Die Sozialversicherungsträger und Kammerorganisation 
sind wichtige Partner beim Bürokratieabbau. Sie unterlie- 
gen einerseits bundesrechtlichen Regelungen, haben an- 
dererseits aber auch die Befugnis, eigene untergesetzliche 
Regelungen zu treffen. Sie können daher einen wertvol- 


2 Bundesausbildungsförderungsgesetz 
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len Beitrag zur spürbaren Entlastung von Unternehmen 
leisten. 

Mit den Trägern der Sozialversicherung konnten bereits 
konkrete Maßnahmen zum Bürokratieabbau auf den Weg 
gebracht werden. Diese Arbeit muss weiter vertieft und 
ausgebaut werden, da der Abbau von Bürokratie im Be- 
reich der Sozialversicherung für viele Unternehmen so- 
wie für Bürgerinnen und Bürger in besonderer Weise 
spürbar wird. 


Der Rat begrüßt, dass sich die Kammern zunehmend in 
den Prozess einbringen. Einige Industrie- und Handels- 
kammern haben sich bereit erklärt, ihr Satzungsrecht und 
den Bereich der beruflichen Bildung auf Bürokratiekos- 
ten zu untersuchen. Darüber hinaus werden sie bei der 
methodischen Weiterentwicklung des Standardkosten- 
Modells zur Berechnung sonstiger Kosten für die Wirt- 
schaft mitwirken. Hierbei können sie auch wertvolle 
Kontakte zu ihren Mitgliedsunternehmen vermitteln. 
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